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Rechtssatz 

Nach Lehre und Rechtsprechung gehören alle Aufwendungen, die in erster Linie unmittelbar mit einem 
einkommensteuerfreien oder nicht einkommensteuerbaren Vermögensanfall zusammenhängen und erst in 
zweiter Linie der Sicherung und Erhaltung aus von Einkünften aus diesem Vermögensanfall dienen, in die 
private Sphäre. Zu diesen nicht als Betriebsausgaben abzugsfähigen Aufwendungen gehören auch 
Aufwendungen zur Erfüllung von Pflichtansprüchen sowie damit im Zusammenhang stehende Anwaltskosten 
und Prozeßkosten. Dies gilt auch dann, wenn diese Leistungen aus einem Betriebsvermögen erbracht werden 
(vgl Schubert-Pokorny-Schuch, Einkommensteuerhandbuch, S 608; Stoll, Rentenbesteuerung, 3. Auflage, S 376 
f; Blümich-Falk, Die Einkommensteuer, 10. Auflage, S 459, 1959; Littmann, Das Einkommensteuerrecht, 12. 
Auflage, S 214 f und die hg Erkenntnisse vom 29.11.1963, 1059/62 und vom 12.12.1956, VwSlg 1555 F/1956). 
Gleiches gilt auch für Streitigkeiten im Zusammenhang mit einer Schenkung. Aufwendungen, die zur 
Vermeidung einer nicht abzugsfähigen Ausgabe dienen und somit an deren Stelle treten, sind steuerlich ebenso 
zu behandeln wie die vermiedenen Ausgaben (vgl E 5.7.1955, 3493/53). 


